
Steuerzahler springt für Thomas-Cook-Versicherungslücke ein 

Auf 300 bis 500 Millionen Euro taxieren Experten den Schaden, den die Insolvenz der deutschen 

Thomas-Cook-Tochter verursacht hat. Versichert war der Reiseveranstalter aber nur bis 110 

Millionen Euro, wie vom Gesetzgeber vorgeschrieben. Die EU-Pauschalreiserichtlinie sieht zwar vor, 

dass Kunden für den Fall der Insolvenz ihres Reiseveranstalters vollumfänglich geschützt sind. Einen 

Schaden von mehr als 110 Millionen Euro hielt die deutsche Regierung aber offenbar für ein rein 

theoretisches Risiko. Nun erkennt sie indirekt an, dass der Staat hier „gepennt“ hat: Damit die 

Kunden nicht auf zwei Dritteln oder mehr ihres Schadens sitzen bleiben, soll die Lücke mit 

Steuergeldern aufgefüllt werden.  

 

Daran gibt es vor allem in zweierlei Hinsicht Kritik. Zum einen fragen Kommentatoren, ob es Aufgabe 

der Steuerzahler – auch jener, die sich selbst keinen Urlaub leisten können – ist, für den 

ausgefallenen Urlaub der Thomas-Cook-Geschädigten zu zahlen. Zum anderen hat ein 

Rechtsdienstleister, nach eigener Auskunft im Namen Hunderter Kunden, Klage gegen die 

Bundesregierung eingereicht. Er bemängelt, dass es sich bei der Entschädigung um eine bloße 

Ankündigung ohne Rechtskraft handele. Bei einem abrupten Ende der Großen Koalition 

beispielsweise stünden die Entschädigungspläne auf dem Spiel. Mit der Klage soll die Regierung 

gezwungen werden, sie verbindlich festzuschreiben.  

 

Warum Aktien 2020 trotz allem ins Portfolio gehören 

Das Niedrigzins-„Tal der Tränen“ ist noch lange nicht durchschritten. Trotz des Personalwechsels an 

der Spitze der Europäischen Zentralbank wird die lockere Geldpolitik angesichts schwächelnder 

Konjunktur und hoher Schulden in einigen EU-Ländern fürs Erste fortgeführt. Geldanlagen mit 

Garantien werden daher auch weiterhin kaum Rendite abwerfen – und so von der Inflation angenagt. 

Renditepotenzial steckt damit praktisch nur in Sachwerten und in Aktien. In ein gut sortiertes 

Portfolio gehört beides.  

 

Für 2020 wird an den Börsen allgemein Wachstum erwartet, wenn auch nicht ganz so stark wie im 

abgelaufenen Jahr. Trotz schwelender Konflikte wie Handelsstreit und Brexit scheinen die zuletzt 

aufgekommenen Rezessionsängste wieder zu schwinden. Der ifo-Geschäftsklimaindex legte im 

Dezember unerwartet stark zu, ein Zeichen für wachsenden Optimismus bei den Unternehmen.  

 

Ohnehin sollte man bei einem Börseninvestment nicht auf das aktuelle oder kommende Jahr blicken, 

sondern mit langem Atem herangehen: Die Historie zeigt, dass langfristige, gut diversifizierte 

Aktieninvestments zuverlässige Renditebringer sind.  

 

Zweitmarkt für Lebensversicherungen bleibt erhalten 

Zwar gibt es derzeit kaum sichere Alternativen zu einer gut verzinsten Kapitallebensversicherung. 

Dennoch kann ein Liquiditätsengpass zum Verkauf zwingen. Am Zweitmarkt erhält man häufig mehr 

dafür als den Rückkaufswert, den der Versicherer anbietet. Für die Aufkäufer ist das Geschäft im 

Wesentlichen wegen einer Umsatzsteuerbefreiung profitabel. Diese stand allerdings kürzlich zur 

Disposition: Das Münchener Finanzgericht erkannte die Berechtigung für die Steuerbefreiung nicht 

an und gab damit der Einschätzung eines beklagten Finanzamtes recht, das einem Aufkäufer eine 

„einheitliche steuerpflichtige Leistung“ unterstellt hatte. Der gesamte Zweitmarkt für 

Lebensversicherungen drohte unterzugehen.  

 

Nun aber urteilte der Bundesfinanzhof höchstrichterlich im Sinne der Zweitmarkthändler. Diese 

erzielen demzufolge steuerfreie Umsätze im Geschäft mit Forderungen nach Paragraf 4 Nummer 8 



Buchstabe c Umsatzsteuergesetz. Damit steht verkaufswilligen Lebensversicherungskunden 

weiterhin eine Alternative zum Rückkauf durch die Versicherung offen. 

 

P&R-Geschäftsführer verurteilt 

Wenn auch weiterhin ungewiss ist, wann wie viel Geld zu erwarten ist, können sich die geprellten 

Anleger des Containerverleihers P&R nun immerhin über ein (kleines) Stück Gerechtigkeit freuen. 

Zwei ehemalige Geschäftsführer wurden vom Landgericht München in mehreren Zivilprozessen zu 

Schadensersatz in Höhe von 135.000 Euro verdonnert. Die Richter halten es für erwiesen, dass die 

Beklagten schon früh über das P&R-Betrugssystem im Bilde waren und es durch aktives Zutun 

mittrugen. Die Urteile sind zwar noch nicht rechtskräftig, doch die klagenden Anwälte sprechen 

ihnen bereits „bahnbrechende Bedeutung“ zu. Weitere Verfahren stehen an. 

 

Die Quote, nach der die Investoren am Ende entschädigt werden, dürfte durch die eher symbolisch 

anmutende Schadensersatzsumme allerdings nicht merklich beeinflusst werden. Schließlich stehen 

Forderungen von über drei Milliarden Euro im Raum. Der Insolvenzverwalter rechnet aber mit mehr 

als 250 Millionen Euro Erlös aus der Containerverwertung allein 2019. Insgesamt erwartet er mehr 

als eine Milliarde für die Anleger rausholen zu können.  

 

Alle Jahre wieder: Streit um die private Krankenversicherung 

Ende des Jahres wurden privat Krankenversicherte über ihre künftige Beitragshöhe informiert. 

Globale Zahlen für die ganze Branche liegen noch nicht vor, doch Stimmen aus dem Markt berichten 

von merklichen Zuschlägen in einigen Tarifen. Teilweise soll das monatliche Plus sogar mehr als 100 

Euro betragen. Das führt wie in fast jedem Jahr zu reflexartiger Kritik – der aber vom Verband der 

Privaten Krankenversicherer mit Zahlen seines Wissenschaftlichen Instituts der PKV (WIP) der Wind 

aus den Segeln genommen wird: Zwischen 2010 und 2020 stiegen die Beiträge zur privaten 

Krankenversicherung jährlich im Schnitt um 2,3 Prozent.  

 

Das ist nicht nur angesichts der Kostensteigerungen im Gesundheitswesen ein moderater Wert. Er 

liegt auch deutlich unter den 3,8 Prozent, um die der Höchstbeitrag inklusive Zusatzbeitrag in der 

gesetzlichen Krankenversicherung im selben Zeitraum pro Jahr gestiegen ist. Wer ein Einkommen 

über der Beitragsbemessungsgrenze hat, sah sich daher im Kassensystem höheren Zuschlägen 

gegenüber.  

 

Kennen Sie den Unterschied zwischen 34d und 34f? 

Eigentlich sollte das System mehr Klarheit für Verbraucher bringen: die Einteilung von 

Finanzdienstleistern in verschiedene Kategorien, die in Gewerbeordnungs-Paragrafen definiert sind. 

So benötigt der klassische Versicherungsmakler eine Erlaubnis nach Paragraf 34d. Es gibt aber auch 

Versicherungsberater nach Paragraf 34e. Finanzanlagenvermittler werden durch 34f reguliert, 

Immobiliardarlehensvermittler durch 34i. Klingt kompliziert, ist es für Außenstehende auch.  

 

Ein großer Vermittlerverband fordert nun eine Umstellung nach österreichischem Vorbild: 

Unterschieden werden soll nur noch danach, ob ein Berater im Lager des Kunden oder in dem des 

Produktanbieters steht. Damit müsse den Kunden nicht mehr stets aufs Neue erklärt werden, worin 

der Unterschied zwischen provisionsbasierter und Honorar-Beratung sowie dem 

Ausschließlichkeitsvertrieb besteht. In Kürze: Letzterer darf nur Produkte seines Arbeitgebers 

vermitteln, steht also eindeutig auf dessen Seite. Freie Versicherungsmakler hingegen handeln 

anbieterunabhängig im Sinne und im Interesse ihrer Kunden – ob auf Provisions- oder Honorarbasis. 

 

 



Höchstrechnungszins in der Lebensversicherung könnte weiter sinken 

Für die klassische Kapitallebensversicherung wird eine feste Verzinsung vereinbart. Wer in den 90er-

Jahren abschloss, konnte sich über satte 4 Prozent freuen. Davon können heutige Anleger nur noch 

träumen: Im Zuge der Niedrigzinsphase wurde der Höchstrechnungszins (Garantiezins) sukzessive auf 

magere 0,9 Prozent heruntergeschraubt, wo er seit 2017 verharrt.  

 

Das dürfte nicht das Ende der Fahnenstange sein: Die Deutsche Aktuarvereinigung (DAV), der 

Verband der Versicherungsmathematiker, hat sich für eine weitere Absenkung auf 0,5 Prozent ab 

2021 ausgesprochen. Damit dürfte die klassische Police weiter an Boden verlieren, während die 

fondsgebundenen, also renditestärkeren Varianten schon seit einigen Jahren kontinuierlich zulegen. 

Sie verbinden die Chancen des Kapitalmarktes mit Steuervorteilen und auf Wunsch auch mit 

Beitragsgarantien, so dass nominelle Verluste ausgeschlossen sind. 

 

Der Ball liegt nun im Feld des Bundesfinanzministeriums, das über eine Absenkung des 

Höchstrechnungszinses entscheidet.  

 

Nachhaltige Geldanlagen sind Jüngeren wichtig – aber nicht zu sehr 

In der Klimawandel-Diskussion tritt vor allem die jüngere Generation, nicht nur mit den „Fridays for 

Future“-Demos, für radikale Veränderungen und Nachhaltigkeit ein. Vordergründig zeigt sich das 

auch in einer aktuellen Umfrage: Nachhaltigkeit in der Geldanlage ist 20 Prozent der 18- bis 35-

jährigen Bundesbürger „sehr wichtig“ und 55 Prozent „eher wichtig“. Die Gesamtbevölkerung kommt 

hier auf 15 bzw. 53 Prozent. Das zeigt, dass auch die älteren Semester durchaus am Puls der Zeit sind 

und es sich bei nachhaltigen Geldanlagen um einen breiten Trend handelt.  

 

Als dessen Treiber wollen die Jüngeren aber offenbar nicht um jeden Preis agieren: 45 Prozent von 

ihnen würden zugunsten einer überdurchschnittlich hohen Rendite auf Nachhaltigkeit verzichten. 

Über alle Altersgruppen hinweg liegt dieser Wert nur bei 35 Prozent. Der Stellenwert der 

Nachhaltigkeit scheint demzufolge bei älteren Bundesbürgern höher zu sein als in jener Generation, 

die derzeit maßgeblich der Politik Beine macht. Die Welt ist manchmal kompliziert. 

 

 


